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Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Josten, Schlick, Becker (Pirmasens) und Genossen 
— Drucksache 988 — 


Im Benehmen mit den Herren Bundesministern für 
Wirtschaft und für Verteidigung beantworte ich die 
obenbezeichente Kleine Anfrage wie folgt ; 

Nach den Feststellungen des Bundesministers für 
Verteidigung sind keine Aufträge zur Lieferung 
von Matratzen für die Bundeswehr an das Straf- 
gefängnis und die Jugendstrafanstalt Wittlich ver- 
geben worden. Das Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung (BWB) in Koblenz hat im letzten Som- 
mer die Lieferung von 33 000 und im Herbst von 
35 000 Matratzen öffentlich ausgeschrieben. Bei der 
ersten Ausschreibung erhielten sechs Mittelstands- 
betriebe (Handwerker oder kleinere und mittlere 
gewerbliche Unternehmer mit nicht mehr als 50 
Beschäftigten oder Zusammenschlüsse in handwerk- 
lichen oder anderen Arbeits- und Liefergemein- 
schaften, die ausschließlich Handwerker oder ge- 
werbliche Unternehmer mit nicht mehr als 50 
Beschäftigten umfassen) Zuschläge in Höhe von 
40 V. H. der Gesamtmenge; das Angebot einer Ar- 
beitsgemeinschaft mittelständischer Gewerbetrei- 
bender aus dem Raume Bernkastel-Wittlich kam 
nicht zum Zuge. An der zweiten Ausschreibung 
beteiligte sich diese Arbeitsgemeinschaft nicht. Eine 
mittelständische Firma aus Trier, die dem BWB aus 
früheren einwandfreien Lieferungen bekannt war, 
erhielt den Zuschlag für 10 000 Matratzen. Von 
diesen ließ sie die Hälfte unter Anleitung eigener 
Arbeitskräfte und unter Einsatz eigener Fertigungs- 
hilfsmittel in Räumen des Strafgefängnisses und der 
Jugendstrafanstalt Wittlich herstellen. Vor Auf- 
tragserteilung hatte der Trierer Auftragnehmer dem 
BWB zugesichert, er werde der Strafanstalt für die 
Arbeitsleistung der Strafgefangenen das gleiche 
Entgelt gewähren, das freien Arbeitern tariflich zu- 


stelie. Der Leiter der Strafanstalt hat dies bestätigt; 
ebenso auch, daß der Auftragnehmer für die benutz- 
ten Arbeitsräume eine angemessene Miete zu zah- 
len habe. Der Trierer Auftragnehmer, der im übri- 
gen auch das volle Unternehmerwagnis für die 
Leistung der ihm unbekannten Arbeitskräfte trug 
und der wie jeder Gewerbetreibende steuerpflichtig 
ist, hat also auf kostenmäßig etwa gleicher Wettbe- 
werbsgrundlage wie die übrigen Bewerber ange- 
boten. Andere mittelständische Betriebe, die noch 
wirtschaftlichere Angebote als der Trierer Auftrag- 
nehmer abgegeben hatten, kamen bei dieser Aus- 
schreibung gleichfalls zum Zuge; insgesamt betrug 
der mengenmäßige Anteil der mittelständischen 
Betriebe bei dieser Vergabe 49 v. H. 

Den Feststellungen des Ministeriums der Justiz in 
Mainz kann entnommen werden, daß die Entloh- 
nung der Arbeit der Gefangenen auf der Grund- 
lage eines Stundenlohnes von 1,38 DM einschließ- 
lich Unfallfürsorgebeitrages vereinbart wurde. Dazu 
kam eine Vergütung für die Überlassung des Ar- 
beits- und Lagerraumes sowie die Übernahme der 
Kosten für Licht, Kraftstrom usw. 

Zu 1. der Anfrage 

Es gehört seit langem zu den wirtschaftspolitischen 
Zielen der Bundesregierung, im Rahmen der allge- 
meinen Förderung des Mittelstandes dafür zu sor- 
gen, daß das Handwerk bei der Vergabe von öffent- 
lichen Aufträgen in angemessenem Umfange betei- 
ligt wird (Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
schaft vom 21. August 1954 IB9-3827/54 — BWMBl. 
Nr. 17 vom 15. September 1954 S. 368). Die Bundes- 
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regierung darf insoweit auf den Abschnitt VI des 
Berichts des Bundesministers für Wirtschaft an den 
Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages „zur 
Unterrichtung der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages über Fragen des gewerblichen Mittel- 
Standes"' vom 27. November 1958 — Drucksache 698 
S. 12 — Bezug nehmen. 

Die Bundesregierung schenkt der Frage einer mög- 
lichst hohen Beteiligung der handwerklichen Be- 
triebe an den in Betracht kommenden öffentlichen 
Aufträgen nach wie vor ihre größte Aufmerksam- 
keit. Sie verspricht sich aber nach eingehender Prü- 
fung keine Steigerung des Anteils des Handwerks 
an öffentlichen Aufträgen durch weitergehende 
Maßnahmen, die den allgemeinen Grundsatz des 
Wettbewerbs bei öffentlichen Aufträgen einzu- 
schränken geeignet sind. 

Zu 2. der Anfrage 

Wie dem oben dargestellten Sachverhalt zu entneh- 
men ist, hat die Vergabe einer Lieferung an eine 
Strafanstalt auf Grund einer öffentlichen Ausschrei- 
bung nicht stattgefunden. Eine solche wäre auch im 
Wettbewerb mit gewerblichen Unternehmern nach 
§ 9 Nr. 4 der Allgemeinen Bestimmungen für die 
Vergebung von Leistungen der Verdingungsord- 
nung für Leistungen (VOL/A) unzulässig gewesen. 
Aufträge an Strafanstalten können vielmehr nach 
§ 3 Nr. 3 Buchstabe i VOL/A nur freihändig verge- 
ben werden. Auch eine solche Vergabe liegt nicht 
vor. 

Das allgemeine Anliegen des Handwerks, vor un- 
gleichem Wettbewerb durch die Gefangenenarbeit 
geschützt zu werden, ist in seiner grundsätzlichen 
Bedeutung von Anbeginn bekannt. Ihm wird, wie 
aus den folgenden Ausführungen ersichtlich ist, 
dadurch Rechnung getragen, daß sich die Aufträge 
an Strafanstalten in gewissen Grenzen halten müs- 
sen und daß bei solchen Aufträgen sowie bei Be- 
schäftigung von Gefangenen durch Unternehmer an- 
gemessene Rücksicht auf die freie Wirtschaft, die 
freie Arbeit und damit auch auf das Handwerk zu 
nehmen ist. 

Im einzelnen darf ich dazu folgendes ausführen: 

Aufbauend auf den Grundsätzen für den Vollzug 
von Freiheitsstrafen vom 7. Juni 1923 — RGBl. II 
S. 263 — bezeichnen die geltenden Strafvollzugs- 
vorschriften der Länder die Arbeit als die Grund- 
lage eines geordneten und wirksamen Strafvollzu- 
ges. Dementsprechend ist der Staat verpflichtet, 
sicherzustellen, daß ausreichende und geeignete 
Beschäftigung für die Gefangenen vorhanden ist. 
Die Arbeit ist das wesentlichste und wirksamste 
Mittel, die Wiedereingliederung des Gefangenen 
in die Gemeinschaft zu fördern sowie die schäd- 
lichen Folgen des Müßiggangs und Verstöße gegen 


die Ordnung in der Anstalt zu verhüten. Darüber 
hinaus muß auch das Recht des Gefangenen auf 
sinnvolle Beschäftigung anerkannt werden. 

In erster Linie wird der Eigenbedarf der Justizvoll- 
zugsanstalten durch Gefangenenarbeit gedeckt. 
Daneben werden die Gefangenen für den Bedarf 
anderer Behörden, für Wohlfahrtseinrichtungen und 
für andere gemeinnützige Zwecke, eingesetzt, vor 
allem, wenn es sich um dringende Arbeiten im 
öffentlichen Interesse handelt wie land-, forst- und 
wasserwirtschaftliche Arbeiten, Straßenbau sowie 
Arbeiten zur Erschließung von Ödland. 

Soweit solche Arbeiten nicht in ausreichendem 
Maße beschafft werden können, dürfen Gefangene 
mit der Erzeugung von Gegenständen, die für Rech- 
nung der Vollzugsverwaltung in den freien Handel 
gebracht werden sollen, sowie mit Arbeiten für 
private Unternehmer und andere private Auftrag- 
geber beschäftigt werden. Die Strafanstalten müssen 
daher Arbeitsbetriebe, und zwar in erster Linie 
anstaltseigene Betriebe, einrichten, wie dies auch 
die Empfehlungen des Ersten Kongresses der Ver- 
einten Nationen über die Verhütung von Verbre- 
chen und die Behandlung Straffälliger vom 2. Sep- 
tember 1955 vorsehen. 

Die Arbeiten für den eigenen Bedarf der Strafan- 
stalten reichen für die Beschäftigung der Gefange- 
nen nicht aus. Die Gefangenen müssen daher auch 
für den Bedarf anderer Behörden beschäftigt wer- 
den. Der Bedarf der Länder, deren Aufgabe die Be- 
schaffung der Arbeit ist, gewährleistet noch nicht 
die Beschäftigung aller Gefangenen. Es ist daher 
erforderlich, daß auch die Bimdesbehörden durch 
Erteilung von Aufträgen an die Justizvollzugsan- 
stalten in geeigneten Fällen dazu beitragen, das 
Ziel der Wiedereingliederung der Gefangenen in 
die Gemeinschaft durch sinnvolle Beschäftigung zu 
erreichen. 

Bei der Gefangenenarbeit wird auf die freie Wirt- 
schaft angemessene Rücksicht genommen. Die Preise 
der in den Anstalten hergestellten Gegenstände 
werden den Preisen der freien Wirtschaft, die von 
Privatpersonen für die Gefangenenarbeit zu zahlen- 
den Löhne den Löhnen freier Arbeiter angeglichen, 
wobei der Wert und die besonderen Verhältnisse 
der Gefangenenarbeit berücksichtigt werden. 

Der Strafvollzugsausschuß der Länder hat überdies 
in dem Entwurf einer einheitlichen Strafvollzugs- 
ordnung der Länder eine Bestimmung vorgesehen, 
nach der mit den zuständigen Stellen des Staates 
und der freien Wirtschaft Fühlung gehalten werden 
soll. 

Der dargestellten Rechtslage entsprechen die Richt- 
linien des Reichsministers der Finanzen vom 10, Fe- 
bruar 1926 über die Vergebung von Aufträgen an 
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Gefangenenanstalten durch Reichsbehörden. Auch 
sie berücksichtigen die Belange der freien Wirt- 
schaft. 

In diesen Richtlinien werden die Reichsbehörden 
ersucht, bei der Deckung ihres Bedarfs die Gefan- 
genenanstalten zu berücksichtigen. Unter Beachtung 
der Belange des freien Gewerbes und der freien 
Arbeit darf nach diesen Richtlinien der Jahresbe- 
darf einer Ware, die auch im freien Gewerbebetrieb 
bezogen werden kann, nur zur Hälfte in Strafan- 
stalten gedeckt werden. Aufträge an Strafanstalten 
sollen nur erteilt werden, wenn sie von innen zu 
Bedingungen ausgeführt werden, die für die bestel- 
lende Behörde nicht ungünstiger sind als die, unter 
denen das freie Gewerbe liefern würde. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat in seinem 
Rundschreiben vom 9. April 1954 IB9 3867/54 die 
Bundesbehörden gebeten, von der Vergabe öffent- 
licher Aufträge an Gefangenenanstalten, auch so- 
weit sie zulässig ist, abzusehen, sofern nicht beson- 
dere Umstände die Vergabe rechtfertigen. Er ging 
dabei von der Voraussetzung aus, daß in den Lan- 
desverwaltragen genügend Möglichkeiten beste- 
hen, die /mstalten mit entsprechenden Aufträgen 
zu versehen. 

Eine von mir vorgenommene Umfrage bei den Lan- 
desjustizverwaltungen hat ergeben, daß die Justiz- 


vollzugsanstalten — mit Ausnahme der Anstalten 
der Freien und Hansestadt Bremen — Aufträge von 
Bundesbehörden benötigen würden, um eine sinn- 
volle Beschäftigung aller arbeitsfähigen Gefange- 
nen sicherzustellen. 

Ist, wie dargelegt, eine geeignete und dauernde Be- 
schäftigung der Gefangenen für einen sinnvollen 
Strafvollzug unerläßlich, so muß dieser selbst im 
Rahmen der großen Aufgabe der Verbrechensver- 
hütung gesehen werden. Die Gefangenenarbeit hilft 
auch einen Teil der Kosten des Vollzugs zu decken. 
Beides liegt im Interesse der Allgemeinheit. 

Demgegenüber sind die Interessen der freien Wirt- 
schaft, zu der auch das Handwerk gehört, durch 
die bestehenden Vorschriften über die Rücksicht- 
nahme auf die freie Wirtschaft so weit gewahrt, als 
es nur eben mit dem allgemeinen Interesse ver- 
einbar ist. 

Es wäre nicht zu vertreten, die Schwierigkeiten, die 
eine sinnvolle und dauernde Beschäftigung der Ge- 
fangenen bereitet, noch zu vermehren und damit 
die ohnehin schwierige Lage der Vollzugsanstalten 
noch zu verschärfen. 

Es ist daher nicht möglich, über die bestehenden 
Bestimmungen hinaus die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen an Strafanstalten oder Unternehmer, die 
Gefangene beschäftigen, auszuschließen. 


In Vertretung 

Strauß 



